
Wortlaut des Besatzungsstatuts, veröffentlicht am 12. Mai 1949 
durch die Militärgouverneure und Oberbefehlshaber der 
Westzonen. 
 
BESATZUNGSSTATUT. 
 
In Ausübung der von den Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des 
Vereinigten Königreichs beibehaltenen obersten Gewalt, 
verkünden wir, General Pierre Koenig, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber der 
französischen Zone Deutschlands, 
General Lucius D. Clay, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber der 
amerikanischen 
Zone Deutschlands, und 
General Sir Brian Hubert Robertson, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber der 
britischen Zone Deutschlands, hiermit gemeinsam das [folgende] Besatzungsstatut: 
 
1. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des Vereinigten 
Königreichs wünschen und beabsichtigen, daß sich das deutsche Volk in dem 
Zeitraum, während dessen das Fortdauern der Besatzung notwendig ist, im 
größtmöglichsten Maße selbst regiert, soweit dies mit der Besatzung vereinbar ist. 
Der Bund und die beteiligten Länder haben, lediglich den Beschränkungen dieses 
Statuts unterworfen, volle gesetzgebende, vollziehende und rechtsprechende Gewalt 
gemäß dem Grundgesetz und den Länderverfassungen. 
 
2. Um die Erreichung der Grundziele der Besatzung sicherzustellen, wird die 
Zuständigkeit für die folgenden Gebiete, einschließlich des Rechts, von den 
Besatzungsbehörden benötigte Auskünfte und statistische Angaben anzufordern und 
deren Richtigkeit zu prüfen, ausdrücklich vorbehalten: 
a) Die Entwaffnung und Entmilitarisierung einschließlich der damit in Beziehung 
stehenden Gebiete der wissenschaftlichen Forschung, Verbote und Beschränkungen 
der Industrie und die Zivilluftfahrt, 
b) die Kontrolle über die Ruhr, die Restitutionen, Reparationen, Dekartellisierung, 
Dezentralisation, Ausschluß von Diskrimminierungen in Handelsangelegenheiten, die 
ausländischen Interessen in Deutschland und die Ansprüche gegen Deutschland, 
c) auswärtige Angelegenheiten einschließlich der von Deutschland oder in seinem 
Namen getroffenen internationalen Abkommen, 
d) verschleppte Personen und die Aufnahme von Flüchtlingen, 
e) der Schutz, das Prestige und die Sicherheit der Alliierten Streitkräfte, 
Familienangehörigen, Angestellten und Vertreter,ihre Immunitäten und das 
Aufkommen für die Besatzungskosten und für ihre anderen Anforderungen, 
f) die Beachtung des Grundgesetzes und der Länderverfassungen, 
g) die Überwachung des Außenhandels und der Devisenwirtschaft, 
h) die Überwachung innerer Maßnahmen, aber nur in dem Umfang, der erforderlich 
ist, um die Verwendung von Geldmitteln, Lebensmitteln und sonstigen Bedarfsgütern 
in der Weise sicherzustellen, daß Deutschlands Bedarf an ausländischer 
Unterstützung auf ein Mindestmaß herabgesetzt wird, 
i) die Überwachung der Versorgung und Behandlung in deutschen Strafanstalten von 
Personen, die vor Gerichten oder Tribunalen der Besatzungsmächte oder 
Besatzungsbehörden angeklagt oder von ihnen verurteilt worden sind; die 
Überwachung der Vollstreckung von Strafurteilen gegen solche Personen und in 
Angelegenheiten ihrer Amnestierung, Begnadigung und Freilassung. 
 
3. Es ist die Hoffnung und Erwartung der Regierungen Frankreichs, der Vereinigten 



Staaten und des Vereinigten Königreichs, daß die Besatzungsbehörden keinen 
Anlaß haben werden, auf anderen als den oben ausdrücklich vorbehaltenen 
Gebieten Maßnahmen zu ergreifen. Die Besatzungsbehörden behalten sich jedoch 
das Recht vor, entsprechend den Weisungen ihrer Regierungen die Ausübung der 
vollen Gewalt ganz oder teilweise wieder zu übernehmen, wenn sie dies für 
unerläßlich erachten für die Sicherheit oder zur Aufrechterhaltung der 
demokratischen Ordnung in Deutschland, oder um den internationalen 
Verpflichtungen ihrer Regierungen nachzukommen. Zuvor werden sie die 
zuständigen deutschen Behörden von ihrer Entscheidung und den dazu führenden 
Gründen förmlich in Kenntnis setzen. 
 
4. Die Bundesrepublik Deutschland und die Länder haben die Befugnis, nach 
ordnungsmäßiger Mitteilung an die Besatzungsbehörden auch auf den diesen 
Behörden vorbehaltenen [Gebieten] Gesetze zu erlassen und Maßnahmen zu 
ergreifen, es sei denn, daß die Besatzungsbehörden ausdrücklich anders bestimmen 
oder daß solche Gesetze oder Maßnahmen mit den [von den] Besatzungsbehörden 
selbst getroffenen Entscheidungen oder Maßnahmen unvereinbar sind. 
 
5. Jede Änderung des Grundgesetzes bedarf vor ihrem Inkrafttreten der 
ausdrücklichen Genehmigung der Besatzungsbehörden. Länderverfassungen, 
Änderungen dieser Verfassungen, alle sonstige Gesetzgebung und alle Abkommen 
zwischen dem Bund und ausländischen Regierungen treten 21 Tage nach ihrem 
amtlichen Eingang bei den Besatzungsbehörden in Kraft, es sei denn, daß diese sie 
vorher vorläufig oder endgültig ablehnen. Die Besatzungsbehörden werden 
gesetzgeberische Maßnahmen nicht ablehnen, es sei denn, daß sie ihrer Ansicht 
nach mit dem Grundgesetz, mit einer Länderverfassung, mit der Gesetzgebung oder 
den sonstigen Direktiven der Besatzungsbehörden oder mit Bestimmungen dieses 
Statuts unvereinbar sind, oder daß diese Maßnahmen die Grundziele der Besatzung 
ernstlich gefährden. 
 
6. Unter dem ausschließlichen Vorbehalt der Gewährleistung ihrer Sicherheiten 
garantieren die Besatzungsbehörden die Beachtung durch alle Besatzungsstellen 
der Rechte des Bürgers auf Schutz gegen willkürliche Verhaftung, Durchsuchung 
oder Beschlagnahme; auf Vertretung durch einen Anwalt; auf Freilassung gegen 
Sicherheitsleistung, soweit es die Umstände rechtfertigen; auf die Möglichkeit, mit 
den Angehörigen in Verbindung zu bleiben und auf ein gerechtes und baldiges 
Verfahren. 
 
7. Vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes erlassene gesetzgeberische 
Maßnahmen der Besatzungsbehörden bleiben bis zu ihrer Aufhebung oder Änderung 
durch die Besatzungsbehörden nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in 
Kraft: 
a) Gesetzgebung, die mit dem Vorausgehenden nicht übereinstimmt, wird 
aufgehoben oder so abgeändert werden, daß sie mit ihm übereinstimmt, 
b) Gesetzgebung, die auf den oben in Absatz 2 aufgeführten Befugnissen beruht, 
wird kodifiziert werden, 
c) Gesetzgebung, die nicht unter a) oder b) fällt, wird von den Besatzungsbehörden 
auf Ersuchen der zuständigen deutschen Behörden aufgehoben werden. 
 
8. Jede Maßnahme der Besatzungsbehörden soll als im Rahmen der hierin 
vorbehaltenen Befugnisse liegend angesehen und als solche gemäß diesem Statut 
wirksam werden, wenn sie auf Grund einer Vereinbarung zwischen ihnen getroffen 
worden ist oder offensichtlich in irgendeiner Weise darauf beruht. Die 



Besatzungsbehörden können nach ihrem Ermessen ihre Beschlüsse entweder 
unmittelbar oder durch Anweisungen an die zuständigen deutschen Behörden zur 
Ausführung bringen. 
 
9. Nach 12 Monaten, mindestens aber innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Statuts werden die Besatzungsmächte eine Überprüfung seiner 
Bestimmungen vornehmen unter Berücksichtigung der bei seiner Anwendung 
gemachten Erfahrungen und mit dem Ziele, die Zuständigkeit der deutschen 
Behörden auf den Gebieten der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung zu 
erweitern.] 


